CH_VB 88.820 vom 1. März 1989
Bundesverwaltung, 1989-03-01, DE
Quelle: https://mcp.opencaselaw.ch/entscheid/ch_vb_88.820
FR: CH_VB 88.820 du 1 mars 1989
IT: CH_VB 88.820 del 1 marzo 1989
Erwägungen
E. 1
Die Schweiz soll sich in den Organisationen des Europäi- schen Wirtschaftsraumes (EWR), bestehend aus den 12 EG- und den 6 EFTA-Staaten, für eine verstärkte Zusammenar- beit innerhalb der EFTA einsetzen, um deren Stellung gegenüber der EG zu festigen. Die Kooperation ist unter anderem auf folgende Gebiete auszudehnen: - Stärkung der Rolle Westeuropas in der Weltwirtschaft; - Förderung der Zusammenarbeit von Kleinunternehmern im Innovationsaustausch und Technologietransfer; - Aufbau eines europäischen Energiekonzeptes; - Kooperation bei den audiovisuellen Medien; - Zusammenarbeit in der Asylpolitik.
E. 2
Die Rahmenbedingungen für die schweizerische Wirt- schaft sind in beschleunigter Weise zu verbessern, damit auch 1992 die Wettbewerbsfähigkeit gewahrt bleibt. So gilt es unter anderem, den internationalen Austausch von Kaderleuten und Fachpersonal zu erleichtern.
E. 3
Die Konsequenzen der 286 Massnahmen des EG-Weiss- buches sind dauernd zu überprüfen und mit der verbindli- chen Inkraftsetzung von europäischen Verordnungen und Richtlinien im Aussenwirtschaftsbericht anzukündigen. Im besonderen sind die Auswirkungen auf die verschiedenen Wirtschaftszweige sowie die sozialen und kulturellen Eigen- arten des Landes zu erfassen.
E. 4
Im Rahmen der Ständigen Wirtschaftsdelegation ist ein Inventarkatalog zu erstellen, dereinen Vergleich schweizeri- scher Vorschriften zu den EG-Richtlinien erlaubt. Es sind dabei auch die wichtigsten Disparitäten der jetzt gültigen Rechtsordnung aufzuzeigen.
E. 5
Die Liberalisierung des öffentlichen Einkaufs- und Auf- tragswesens auf der Grundlage der Gegenseitigkeit ist ziel- strebig fortzusetzen. Dies betrifft auch Energie- und Wasser- versorgung, Transportwesen, Telekommunikation und andere Dienstleistungen.
E. 6
Die Information über die Entwicklung des EG-Binnen- marktes ist, insbesondere für Klein- und Mittelbetriebe sowie für die Landwirtschaft, zu vertiefen und durch den Bund in Zusammenarbeit mit der Wirtschaft zu koordinie- ren. Es muss auch dafür gesorgt werden, dass unser Land eine internationale Medienplattform erhält, um sein aussen- politisches Verhalten vor allem im europäischen Ausland darzustellen.
E. 7
Si l'on veut que notre pays soit en mesure de relever les défis qui se poseront à lui en matière de politique économi- que extérieure au vu de l'intégration européenne, il faut augmenter le nombre des diplomates en charge des affaires commerciales. Il convient de s'occuper sans tarder du recru- tement et de la formation de ces cadres spécialisés. S'agissant des sept exigences de ce postulat, le Conseil fédéral est invité à informer les Chambres de ses intentions et des mesures qu'il entend prendre, dans son rapport annuel sur la politique économique extérieure. Sprecher - Porte-parole: Mühlemann Mühlemann: Der heutige, aber auch der gestrige Tag haben gezeigt, dass es in der Haltung gegenüber der EG-Frage 1992 eine klare schweizerische Linie gibt. Es ist offensicht- lich, dass wir der EG nicht als Vollmitglied beitreten können, weil wir durch den Verzicht auf direkte Demokratie, immer- währende Neutralität und föderalistische Struktur unsere politische Unabhängigkeit aufgeben würden. Es ist aber ebenso offensichtlich geworden, dass ein Rück- zug in ein eidgenössisches Schneckenhaus, eine Art poli- tisch-wirtschaftliche Reduitposition, ebenfalls zu einer poli- tischen Selbstauflösung aus wirtschaftlichen Schwierigkei- ten führen könnte. Es bleibt uns also auch hier einmal mehr dieser schwierige Mittelweg, der mit Eiern gepflastert ist, auf dem wir die Stellung einer Art zugewandten Orts Europas anstreben müssen. Die Schwierigkeit, diesen Weg zu gehen, haben wir gestern und heute gesehen. Es ist offensichtlich, dass der Bundesrat einen Bericht vor- gelegt hat, der in seiner detaillierten Lagebeurteilung über- zeugend ist, der die Gegenwartssituation klar analysiert, der aber in seiner zukunftsorientierten Denkweise nicht so weit geht, wie wir es als Parlamentarier vielleicht haben möchten. Ich darf Ihnen deshalb ein Postulat der freisinnig-demokrati- schen Fraktion vorlegen, das versucht, in diesem Bereich
I.März 1989 N 193 Postulat der freisinnig-demokratischen Fraktion zukunftsorientierter Europapolitik Anregungen zu geben. Es ist das Verdienst von Herrn Delors, wiederholt als Anreger neue Ideen lanciert zu haben. Er hat am G.Januar 1985 beiläufig davon gesprochen, dass wohl 1992 ein EG-Binnen- markt denkbar wäre. Aus diesem einfachen Satz heraus hat sich jetzt eine Welle, eine Bewegung abgeleitet, die auch uns erfasst hat. Er hat - wieder im Januar, er ist ein Mann des Januars - am 17. Januar dieses Jahres davon gespro- chen, dass nicht die EG allein Europa formen könne, son- dern dass neben diesem mächtigen Block der kleinere Block der EFTA durchaus zu beachten sei. Sein Vorschlag geht von der Konferenz 1984 in Luxemburg aus, welche EFTA- und EG-Staaten zusammengeführt hat, wobei aller- dings am Schluss eigentlich kein Konferenzergebnis sicht- bar wurde. Man hat sich lediglich darauf geeinigt, weiterhin in einer Organisation, benannt «Europäischer Wirtschafts- raum» (EWR), zusammenzubleiben. Delors hat diese Idee am 17. Januar 1989 vor dem Europäischen Parlament aufge- nommen. Er hat klargemacht, dass es möglich sein könnte, in einer Art Dachorganisation EG und EFTA und sogar osteuropäische Länder zusammenzuführen und Probleme zu lösen, die bei der EG in Brüssel oder auch bei der EFTA in Genf ausgeklammert sind. Das ist der erste Punkt unseres Postulates. Wir bitten den Bundesrat, diesen Vorschlag von Herrn Delors als Chance zu nützen und nicht zum vornherein hier Bedenken zu äussern, wie Sie, Frau Uchtenhagen, das heute morgen getan haben. Der Vorschlag Delors beinhaltet Lösungsmöglichkeiten in Bereichen, die bis jetzt ausgeklammert waren. Denken Sie daran, dass wir keine europäische Energiekonzeption haben. Die ökologische Frage kann nur im Verein aller Staaten gelöst werden. Es ist auch nicht möglich, dass das Verkehrskonzept der EG durchgeführt wird, ohne dass Alpenstaaten wie die Schweiz oder Oesterreich begrüsst würden. Man könnte andere Kooperationsmöglichkeiten wie die Medien- oder die Asylpolitik nennen. Es gibt Pro- bleme, die einer Lösung bedürfen; hier hat die Schweiz eine Chance, aktiv, anregend mitzuwirken, vielleicht sogar eine Vordenkerrolle zu spielen. Wir möchten den Bundesrat einladen, aktiv zu sein, damit vielleicht gewisse Massnahmen zu beschleunigen, neue Aktionen zu planen, mit Sicherheit aber alle möglichen Optionen so offenzulassen, dass auch vorbehaltene Entschlüsse entstehen, die dazu führen, dass man dann von Fall zu Fall reagieren kann. Dieser erste Punkt des Postula- tes ist ein nach vorne geöffnetes Anliegen. Ich darf einen zweiten Punkt nennen: Er betrifft die vielzi- tierte Wettbewerbsfähigkeit unseres Landes. Wir glauben, dass diese Wettbewerbsfähigkeit sehr wichtig ist, dass sie aber in weitgehendem Masse auch abhängt vom Umfeld, das wir schaffen. Und in dieser Beziehung sind die berühm- ten Rahmenbedingungen zu nennen, auf die ich nicht ein- treten möchte. Ich kann vielleicht lediglich darauf hinwei- sen, dass der Vorschlag, zum Mehrwertsteuersystem über- zugehen, sehr viel mit der Europafrage zu tun hat. Denn damit würden wir ja die Ungleichheiten im Zollsystem besei- tigen, die Schwierigkeiten, die wir mit Gewichts- und Wert- zoll haben und die unsere schweizerischen - vor allem die kleineren und mittleren - Firmen oft in Handicap-Situatio- nen bringen. Ich glaube aber auch, dass wir im Bereich der Arbeitsmarkt- politik den Mut zu aussergewöhnlicheren Lösungen haben müssen. Wir brauchen, um die Herausforderungen Europas zu bewältigen, neue Forscher. Wir brauchen Kaderleute in der Wirtschaft, die unter Umständen aus dem Ausland kom- men und uns helfen; ihnen müssen wir beruflich und privat bessere Bedingungen anbieten. In dieser Beziehung hat die Schweiz bis jetzt zu schematisch gehandelt. Ich darf einen dritten Punkt nennen: Das sind die Konse- quenzen, die aus den 286 Massnahmen des Weissbuches zu ziehen sind. Es werden fortlaufend neue Massnahmen bewilligt. Wir müssten sofort deren Konsequenzen kennen, Konsequenzen, die unsere Wirtschaft betreffen. Herr Bundi hat zu Recht Konsequenzen erwähnt, die unsere Kultur angehen, Konsequenzen die hineingreifen ins soziale Leben und - ich gebe ihm gerne recht - vielleicht sogar in sicher- heitspolitische Fragen hineinreichen. Hier hat der Bundesrat den Auftrag - nicht jedes Jahr einmal, sondern im Augen- blick, wo eine wichtige Massnahme ergriffen wird -, sofort alarmierend die entsprechenden Kreise auf die Konsequen- zen aufmerksam zu machen. Ich darf einen vierten Punkt erwähnen: Er betrifft die Ver- schiedenartigkeit der Rechtsordnung. Wir haben längst den Europareflex erkannt, der darin besteht, dass wir uns in der Gesetzgebung zur europäischen Rechtssprechung kompati- bel verhalten. Wir sind zwar nicht immer sehr konsequent, aber wir müssen auch einen Inventarkatalog haben, der Bezug nimmt auf die jetzt gültige Rechtsordnung. Wo ist unser jetzt gültiges Recht nicht mehr identisch mit dem europäischen Recht? Diese klare und eindeutige Auskunft muss vom Bundesrat gegeben werden. Ich darf im weiteren als fünften Punkt die Einkaufspraxis der öffentlichen Verwaltung, der öffentlichen Dienste erwähnen. Wir haben im militärischen Bereich die Kompensationsge- schäfte eingeführt, die sich bewährt haben. Es gibt aber zunehmend mehr Einkaufs- und Auftragspraxis im Ausland durch unsere öffentlichen Dienste, die durch das Ausland entsprechend honoriert werden müssen. Wenn jetzt die PTT daran gehen, ihre Postfourgons bei einer süddeutschen Firma zu bestellen, ist es befremdlich, wenn im Vertrag überhaupt nicht darauf hingewiesen wird, dass wir in Form der Gegenseitigkeit von dieser deutschen Firma oder vom deutschen Staat auch entsprechende Gegenleistungen erwarten. Hier ist die Form der Reziprozität zu wahren. Ich darf einen sechsten Punkt des Postulates erwähnen: Er betrifft die internationale Medienplattform, die uns zur Ver- fügung stehen sollte, um unsere Anliegen zu vertreten. Wir haben beachtliche Printmedien, die die Stimme der Schweiz im Ausland zu Gehör bringen. Aber wir haben im Informa- tionszeitalter keinerlei Möglichkeit, über die elektronischen Medien mitzuwirken. Der bescheidene Ansatz mit dem Euro- päischen Business Channel ist etwas, das man ausbauen könnte. Leider sind bis jetzt alle Versuche, diese Fernsehsta- tion zu einem schweizerischen Instrument zu machen, gescheitert. Es mangelt in unserem Land an Innovations- freude, um zu erkennen, dass wir über eine Fernsehstation im Ausland einem ausländischen Zuhörer klarmachen kön- nen, warum wir als Sonderfall Schweiz vielleicht das oder jenes nicht erfüllen können. Wir brauchen die Stimme der Schweiz im Ausland, ähnlich wie das im Zweiten Weltkrieg Herr Professor von Salis einmal fertiggebracht hat. Ich darf Sie darauf hinweisen, dass das kleine Luxemburg heute eine Fernsehstation hat, mit der es direkt 25 Millionen Mitteleuropäer ansprechen kann. Ich darf zuletzt den siebenten Punkt erwähnen: Wir sind der Ansicht, dass 1992 eine grosse Herausforderung für unser wirtschaftsdiplomatisches Personal darstellt. Herr alt Bun- desrat Schaffner hat eine ausgezeichnete Schule von Wirt- schaftsdiplomaten herangebildet. Diese Schule ist aber klein geblieben. Sie ist qualitativ bedeutend, aber sie muss erweitert werden. Wir müssen hier im Selektionsprozess weitergehen, und wir müssen auch einen internationalen Ausbildungsprozess einschalten. Ich bin enttäuscht, dass der Bundesrat es bis jetzt nicht fertiggebracht hat, zwei Absolventen an die Ecole nationale d'administration (ENA) nach Paris zu schicken oder dass die zwei Forschungsstel- len am Institut III in Grenoble nicht besetzt sind. In diesem Sinne bitte ich Sie, dem Postulat zuzustimmen. Es ist ein Versuch, uns rechtzeitig zu wecken, damit wir nicht 1992 vom schrillen Wecker in Brüssel aus dem Schlaf gerüt- telt werden. Präsident: Le Conseil fédéral est prêt à accepter le postulat. Ueberwiesen - Transmis
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